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Kapitel 1 

Einleitung 

Gebäude überdauern in aller Regel mehrere Generationen,1 sodass Städtebau 
stets mit Beständigkeit und Kontinuität verbunden ist. Es liegt daher in der 
Natur der Sache, dass stadtplanerische Fehlentscheidungen durch ihre Umset-
zung – gemessen an der durchschnittlichen Zeitspanne zwischen der Errichtung 
und dem Abriss eines Gebäudes – über Jahrzehnte hinweg im wahrsten Sinne 
in Stein gemeißelt werden. Die Konsequenzen gehen häufig über die bloße Be-
einträchtigung des architektonischen Werts und der Attraktivität von betroffe-
nen Straßenzügen, Vierteln und Ortsteilen hinaus. Insbesondere kann hiervon 
auch das Wohlbefinden und die Gesundheit des Einzelnen betroffen sein, wenn 
man bedenkt, dass die Art und Weise, wie wir unsere Städte und Dörfer bauen, 
u. a. entscheidenden Einfluss auf den Zusammenhalt der in ihnen lebenden ver-
schiedenen sozialen Schichten oder auf Umweltfaktoren wie Luftreinhaltung 
und Lärmbelastung hat. Nachträgliche Korrekturen im baulichen Bestand sind 
zwar grundsätzlich möglich, bedürfen ihrerseits jedoch in aller Regel einiger 
Zeit bis zu ihrer Umsetzung und sind zudem häufig mit hohen Kosten verbun-
den. Zurecht liegt daher der Fokus des öffentlichen Baurechts und damit kor-
respondierend des rechtswissenschaftlichen Diskurses vor allem auf der Er-
richtung und der nachträglichen baulichen Änderung von Gebäuden bezie-
hungsweise der Änderung ihrer Nutzung als grundsätzlich genehmigungsbe-
dürftige Tatbestände, um drohende Konflikte so von vornherein zu vermeiden. 

Gleichwohl vermögen es die Kategorien Errichtung, Änderung und Nut-
zungsänderung angesichts der den Städtebau charakterisierenden Dauerhaf-
tigkeit nicht, alle denkbaren städtebaulich relevanten Veränderungen von Be-
standsimmobilien zu erfassen. Sie bilden daher in Bezug auf städtebauliche 
Konflikte lediglich eine – wenn auch sehr umfangreiche – Teilmenge ab. Ge-
meinsam ist den drei Varianten, dass sie jeweils ein aktives Tätigwerden in 
Bezug auf eine Immobilie durch einen Bauherrn voraussetzen. Im Gegensatz 
hierzu stehen diejenigen Sachverhalte, in denen sich der Grundeigentümer 
vollständig zurückzieht und er ein im Laufe der Zeit zwangsläufig entstehendes 
Sanierungsbedürfnis nicht durch die erforderlichen Instandsetzungsmaßnah-
men befriedigt. Die Konsequenz dieses passiven Verhaltens ist, dass das be-
troffene Gebäude letztlich nach und nach verfällt und sich wegen seines über-
durchschnittlich schlechten baulichen Zustands schließlich zu einer 

 
1 Schröder, Genehmigungsverwaltungsrecht, S. 139. 
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verwahrlosten Immobilie entwickelt. Gerade von diesen können diejenigen ne-
gativen Effekte ausgehen, welche man durch die positive Stadtplanung in Be-
zug auf die Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung eigentlich zu verhin-
dern versucht. Insbesondere können die Auswirkungen verwahrloster Immobi-
lien je nach den Umständen des Einzelfalls über rein bauästhetische Beein-
trächtigungen hinausgehen. So vermögen sie es ebenfalls, die soziale Zusam-
mensetzung innerhalb der Umgebung sowie die Gesundheit von Menschen in-
nerhalb ihres Wirkbereichs zu beeinträchtigen. 

Angesichts des hohen stadtplanerischen Aufwands bei der Ausweisung von 
Baugebieten gilt es sicherzustellen, dass einmal erarbeitete und realisierte Kon-
zepte auch dauerhaft umgesetzt bleiben. Es muss daher konsequenterweise ein 
Anliegen sein, später einsetzende Prozesse, welche Planungen potenziell nega-
tiv zu beeinträchtigen vermögen, zu unterbinden. Es liegt daher im stadtplane-
rischen Interesse, das Entstehen verwahrloster Immobilien zu vermeiden. Für 
den Fall, dass dieses Ziel verfehlt wird und Gebäude gleichwohl verfallen 
(sind), gilt es, diese als Potenzial innerhalb der bereits besiedelten Flächen zu 
begreifen. Nur so kann es gelingen, verwahrloste Immobilien als das Ergebnis 
städtebaulich unerwünschter Vorgänge aus dem Ortsbild zu entfernen. 

 

A. Forschungsstand 

A. Forschungsstand 
Verwahrloste Immobilien fanden aus der rechtswissenschaftlichen Perspektive 
bislang vor allem abseits des öffentlichen Baurechts Berücksichtigung. So 
etablierte sich im Zivilrecht der Begriff „Schrottimmobilie“ als Stichwort für 
solche Fallkonstellationen, in denen verfallene Immobilien zu aus objektiver 
Sicht überteuerten Preisen an Verbraucher veräußert werden. Diese zu missbil-
ligende Geschäftspraxis war in der Vergangenheit bereits mehrfach Gegen-
stand von Anträgen und Anfragen im Bundestag und dem Berliner Abgeord-
netenhaus.2 Aus dogmatischer Sicht entscheidend ist dort u. a. die Beantwor-
tung der Frage, inwiefern Aufklärungspflichten des Veräußerers bestehen und 
ob Möglichkeiten des Erwerbers vorhanden sind, sich nachträglich von den 
vertraglichen Pflichten zu lösen.3 Teils kann das beschriebene Verhalten des 

 
2 BT-Drs. 16/131; BT-Drs. 17/8516; Drs. BE 17/5, S. 167 f.; Drs. BE 17/0109; 

Drs. BE 17/10, S. 675; Drs. BE 17/20020, S. 1. 
3 Siehe zu Schrottimmobilien aus privatrechtlicher Sicht neben Weiteren: zu Darlehens-

verträgen für den Erwerb einer Immobilie im Rahmen eines Kapitalanlagemodells EuGH, 
Urt. v. 25.10.2005, - C-350/03 (juris); zu Fragen des Verbraucherschutzes in Zusammenhang 
mit Schrottimmobilien im weiteren Sinne EuGH, Schlussantrag d. Generalanwalts v. 
08.09.2009, - C-215/08 (juris); zur Aufklärungspflicht von Banken über Strukturvertriebsri-
siken bei ins Auge springender Schrottimmobilie BGH, Urt. v. 17.10.2006, - XI ZR 205/05 
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Veräußerers auch strafrechtliche Relevanz erlangen.4 Da die zivil- und straf-
rechtliche Beurteilung von Schrottimmobilien jedoch nicht unter den eingangs 
skizzierten Forschungsgegenstand fällt, bleibt diese bei der Bearbeitung außer 
Betracht. 

Anders stellt sich die Situation aus öffentlich-rechtlicher Sicht dar. Ver-
wahrloste Immobilien waren zwar bereits mehrfach Gegenstand parlamentari-
scher Debatten, sodass es sich bei ihnen nicht um ein Scheinproblem handelt.5 
Allerdings haben verwahrloste Immobilien als Rechtsproblem hierdurch 
gleichwohl keine dem Zivilrecht vergleichbaren Konturen erlangt. Eine Aus-
nahme hiervon gilt für das Steuerrecht, aus dessen Sicht Schrottimmobilien 
bereits mehrfach Gegenstand gerichtlicher Entscheidungen waren, welche 
auch durch Literaturvertreter Beachtung fanden.6 Analysiert man den Verfalls-
prozess verwahrloster Immobilien, so steht an dessen Beginn in der Regel der 
mit der faktischen Nutzungsaufgabe verbundene Leerstand. Während des Ver-
wahrlosungsprozesses entwickelt sich die verfallende Immobilie nach und 
nach zur Bauruine, welche insofern das Ende des „Lebenszyklus‘“ einer Im-
mobilie darstellt. Zu allen drei Phasen – Leerstand, Verfall und Ruine – be-
schränkt sich der baurechtliche Forschungsstand bislang weitgehend auf Ein-
zelfälle, denen wenig bis keine verallgemeinerungsfähigen Wertungen ent-
nommen werden können. Die bislang einzige umfassendere Publikation zur 

 
(juris); zur Rückabwicklung der Finanzierung einer Schrottimmobilie BGH, Urt. v. 2012, - 
XI ZR 198/11 (juris); BGH, Urt. v. 11.01.2011, - IX ZR 220/08 (juris); BGH, Urt. v. 
16.05.2006, - XI ZR 6/04 (juris); zu Aufklärungspflichten finanzierender Banken BGH, Urt. 
v. 03.06.2008, - IX ZR 131/07 (juris); zur Sittenwidrigkeit eines Immobilienkaufvertrages 
bei auffälligem Missverhältnis zum Verkehrswert Fischer, jM 2014, 196; generell Schmidt-
Eichstaedt, in Mitschang, Stärkung der Innenentwicklung – BauGB-Novelle 2012/13, S. 47; 
vertiefend zur Rechtslage um die Veräußerung von Schrottimmobilien an arglose Verbrau-
cher Späth, Schrottimmobilien; jüngst KG Berlin, Urt. v. 05.09.2017, - 7 U 136/16 (juris). 

4  BGH, Beschl. v. 29.11.2017, - 5 StR 335/17 (Rn. 2 – juris), wo die Vermittlung von 
Eigentumswohnungen zur Vermögensbildung als Betrug gilt, wenn es sich um nicht zur Ei-
gentumsbildung geeignete Schrottimmobilien handelt; BGH, Urt. v. 20.05.2015, - 5 StR 
547/15 (juris); zur Strafbarkeit wegen gewerbs- und bandenmäßigen Betrugs durch Verkauf 
von Schrottimmobilien BGH, Urt. v. 08.10.2014, - 1 StR 359/13 (juris); zur Verletzung von 
Dienstpflichten eines Notars in Zusammenhang mit Schrottimmobilien BGH, Beschl. v. 
28.07.2008, - NotSt (B) 1/08 (juris). 

5  LT-Drs. NRW 16/488; Drs. HA 20/7118; LT-Drs. TH 5/3831; LT-Drs. TH 5/3751; 
Drs. BE 18/12768. 

6  BFH, Urt. v. 11.07.2017, - IX R 42/15 (juris); BFH, Urt. v. 09.05.2017, - IX R 45/15 
(juris); BFH, Urt. v. 06.09.2016,- IX R 44/14 (juris); FG BW, Urt. v. 23.05.2016, - 9 K 
2994/15 (juris); FG BW, Urt. v. 24.08.2011, - 14 K 4825/09 (juris); häufig auch im Hinblick 
auf den Erlass von der Grundsteuer auf Grundlage des § 33 GrStG beispielsweise OVG 
Münster, Beschl. v. 11.12.2017, - 14 A 737/16 (juris); OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 
09.10.2017, - OVG 9 B 6.17 (juris); zur steuerrechtlichen Beurteilung des Ausstiegs aus 
einem Immobilienfonds, in dem auch zu einem erheblichen Anteil Schrottimmobilien ent-
halten sind Lupczyk, Ausstieg aus „faulen“ Immobilienfonds, FR 2017, 177 ff. 
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Problematik der verwahrlosten Immobilien wurde durch das BMUB herausge-
geben. Deren Fokus liegt allerdings darauf, dem Rechtsanwender eine Hand-
lungsempfehlung im Umgang mit der Problematik zu bieten, ohne zugleich die 
rechtswissenschaftlichen Hintergründe näher zu vertiefen.7 
 

B. Gang der Untersuchung 

 Gang der Untersuchung 
In den folgenden vier Kapiteln wird u. a. die Forschungsfrage beantwortet, wie 
die Eignung verwahrloster Immobilien als Innenentwicklungspotenzial auf der 
Grundlage der gegenwärtigen Rechtslage zu beurteilen ist. 

Zunächst wird im zweiten Kapitel der stadtplanerische Ansatz dargestellt, 
inwiefern verwahrloste Immobilien aus städtebaulicher Sicht als Innenent-
wicklungspotenzial begriffen werden können. Hierfür werden die Ziele der 
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung, die Flächenneuversiegelung zu 
minimieren und vorhandene städtebauliche Defizite in strukturschwachen und 
strukturstarken Regionen zu beseitigen, dargestellt. Sodann wird die Innenent-
wicklung als städtebauliches Leitbild und Lösungsansatz vorgestellt und ver-
wahrloste Immobilien hierzu als Innenentwicklungspotenzial in Bezug gesetzt. 

Das dritte Kapitel dient der Aufarbeitung des rechtlichen Status quo ver-
wahrloster Immobilien. Die Kenntnis um den gesetzlichen Schutzstatus ver-
wahrloster Immobilien ist unumgänglich, zieht man den Erlass grundrechtsbe-
einträchtigender Maßnahmen in einem weiteren Schritt in Betracht. Neben 
Ausführungen zur verfassungsrechtlichen Ausgangslage werden in diesem Zu-
sammenhang vor allem Fragen des Bestands-, Verunstaltungs- und Denkmal-
schutzes erörtert. 

Aufbauend auf den hierbei gefundenen Ergebnissen werden im vierten Ka-
pitel die kommunalen und staatlichen Handlungsmöglichkeiten erörtert. Auf 
der Grundlage der dort gefundenen Ergebnisse erfolgt sodann im fünften Ka-
pitel die Beantwortung der Forschungsfrage, wie das Innenentwicklungspoten-
zial verwahrloster Immobilien zu bewerten ist und ob beziehungsweise in wel-
chem Umfang hierfür Änderungen des geltenden Rechts erforderlich wären. 

Zur besseren Lesbarkeit wird im Folgenden auf die bayerischen Normen 
verwiesen. Die gefundenen Ergebnisse sind in aller Regel auf die Rechtslage 
in anderen Bundesländern übertragbar. Soweit landesrechtliche Besonderhei-
ten dargestellt werden, wird das Recht des jeweiligen Bundeslandes dargestellt. 

 

 
7  BMUB, Verwahrloste Immobilien, 2. Auflage, Berlin 2014. 



 

 
 
 
 

Kapitel 2 

Stadtplanerischer Ansatz 

Stadtplanung und deren städtebauliche Umsetzung entscheidet letztlich dar-
über, wie wir unsere Umwelt und Umgebung in Siedlungsbereichen gestalten. 
Angesichts des eingangs beschriebenen Anliegens der Stadtplanung, drohende 
Konfliktlagen zu vermeiden, sollte die Maxime städtebaulichen Handelns darin 
bestehen, die Balance zwischen diesem Ziel und dem hierfür erforderlichen 
Ressourcenverbrauch herzustellen. Stadtplaner leisten insofern einen wesent-
lichen Beitrag dazu, den Städtebau möglichst nachhaltig zu gestalten. Um die-
sem Ziel gerecht zu werden, bedarf es innovativer Ansätze, die zugleich auf 
möglichst viele Fallgestaltungen übertragen werden können, um so größtmög-
lichen Nutzen aus einzelnen Konzepten zu gewinnen. Verwahrloste Immobi-
lien können bis zu einem gewissen Grad einen solchen Ansatzpunkt darstellen. 
Indem diese beziehungsweise die durch sie blockierten Flächen revitalisiert 
werden, reduziert sich das Bedürfnis, noch nicht baulich genutzte Außenbe-
reichsflächen für die Siedlungstätigkeit in Anspruch nehmen zu müssen. Zu-
gleich können die betroffenen Innenbereichsgrundstücke geschickt in Strate-
gien zur Bewältigung anderer städtebaulicher Defizite sowohl stark wachsen-
der wie auch schrumpfender Regionen eingebunden werden. Da verwahrloste 
Immobilien zudem als solche unerwünscht sind, ist der Nutzen eines solchen 
Vorgehens in der stadtplanerischen Theorie besonders hoch. 
 

A. Flächenneuinanspruchnahme 

A. Flächenneuinanspruchnahme  
Nachhaltiges stadtplanerisches Handeln im Hier und Jetzt verfolgt das Ziel, 
den Status quo für die derzeit lebende Bevölkerung zu erhalten und zu verbes-
sern. Zugleich hat es künftige Generationen im Blick, um auch diesen eine ver-
nünftige Lebensgrundlage zu bieten. Insofern gilt: „Jede Generation muss ihre 
Aufgaben selbst lösen und darf sie nicht den kommenden Generationen auf-
bürden.“1 Nachhaltiges Handeln bedeutet also vor allem solche Ressourcen zu 
schonen, auf die der Mensch angewiesen ist und deren Vorkommen endlich 

 
1  Die Bundesregierung, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie – Neuauflage 2016, S. 24. 
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ist.2 Böden stellen eine solche Ressource dar3. Das BVerfG und die ihm fol-
gende obergerichtliche Rechtsprechung betonten mehrfach, dass Grund und 
Boden nicht vermehrbar sind.4 Zugleich sind gesunde und fruchtbare Böden 
eine conditio-sine-qua-non für Leben auf der Erde, da sie nicht zuletzt Grund-
lage für die Nahrungsproduktion sind.5 Solange es daher nicht möglich ist, Bo-
den in seinen ursprünglichen Eigenschaften zu reproduzieren, entspricht es der 
Maxime nachhaltigen Handelns, mit dieser endlichen Ressource sparsam um-
zugehen.6 Der hohe Wert von bislang ungenutztem, sog. Mutterboden wird ins-
besondere durch seinen in § 202 BauGB normierten Schutz bei der Errichtung 
baulicher Anlagen unterstrichen. Dies belegt, dass Boden vor allem durch seine 
bauliche Nutzung sowohl quantitativ als auch qualitativ beeinträchtigt wird.  

Solange ein vollständiges Flächenrecycling innerhalb der bereits bebauten 
Flächen nicht gelingt und der Bedarf an bebaubaren Grundstücken durch recy-
celte Flächen nicht vollständig abgedeckt wird, kann die Flächenneuinan-
spruchnahme nicht gänzlich vermieden werden. Allerdings besteht im Hinblick 
auf die Höhe der jährlichen Neuversiegelungsrate bereits heute ein deutliches 
Verbesserungspotenzial. Obwohl man sich über die Problematik der Flächen-
neuinanspruchnahme bewusst ist, wurden in Deutschland während der Jahre 
2012 bis 2015 täglich durchschnittlich ca. 66 ha pro Tag neuversiegelt,7 was 
etwa der Größe von 98 Fußballfeldern entspricht.8 Auf Bayern entfielen hier-
von im Jahr 2015 ca. 13 ha pro Tag, was auf die Dauer eines Jahres gerechnet 
der Fläche des Ammersees entspricht.9 Ursächlich ist hierfür vor allem die 
Nachfrage nach neuen und zugleich günstigen Bauflächen für Wohnen und Ge-
werbe in einem attraktiven Umfeld.10 Typischerweise werden diese Kriterien 
von zunächst noch dem Außenbereich angehörende Flächen erfüllt. Zu beach-
ten ist im Umgang mit diesen Kennzahlen der Flächenneuinanspruchnahme, 

 
2  Jüngst differenzierend zum Nachhaltigkeitsbegriff und zur Historie der Nachhaltig-

keit Kment, Die Neujustierung des Nachhaltigkeitsprinzips im Verwaltungsrecht, S. 6 ff. 
3  Bayerischer Gemeindetag, (Neu)Inanspruchnahme von Flächen für Siedlung und Ver-

kehr praktisch senken, S. 2. 
4  BVerfG, Beschl. v. 22.05.2001, - 1 BvR 1512/97 (Rn. 37 – juris) (Baulandumlegung); 

BVerfG, Beschl. v. 12.06.1979, - 1 BvL 19/76 (Rn. 129 – juris) (Kleingartenbeschluss); 
BVerfG, Beschl. v. 12.01.1967, - 1 BvR 169/63 (Orientierungssatz 2 – juris) (Grundstück-
verkehrsgesetz); BVerwG, Urt. v. 10.12.2014, - 9 C 11/13 (Rn.29 – juris); BVerwG, Urt. v. 
11.02.1993, - 4 C 18/91 (Rn. 30 – juris). 

5  Franz, Freiraumschutz und Innenentwicklung, S. 54; Sanden, in Koch/Hof-
mann/Reese, Handbuch Umweltrecht, § 8 Rn. 2; Erbguth/Schlacke, Umweltrecht, § 13 
Rn. 1; Schmidt/Kahl/Gärditz, Umweltrecht, § 9 Rn. 1; Marty, ZUR 2011, 395 (395). 

6  Kim, Bodenschutz durch Bauplanungsrecht, S. 7. 
7  BT-Drs. 18/10170, S. 29; https://www.umweltbundesamt.de/daten/flaeche-boden-

land-oekosysteme/flaeche/siedlungs-verkehrsflaeche#textpart-2 (Abruf am 09.03.2021). 
8  Schulz, Reduzierung des Flächenverbrauchs mit Hilfe der Bauleitplanung, S. 31. 
9  BayVerfGH, Entsch. v. 17.07.2018, - Vf. 28-IX-18 (Rn. 3 – juris) 
10  Schulz, Reduzierung des Flächenverbrauchs mit Hilfe der Bauleitplanung, S. 40. 
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dass diese in Deutschland bislang lediglich darüber definiert wird, dass einer 
Fläche ein bestimmter Zweck zugewiesen wird und sie hierdurch für andere 
Nutzungen gerade nicht mehr offensteht. Die Folge ist, dass selbst festgesetzte 
Grünflächen der Flächenneuinanspruchnahme zugeordnet werden, da sie einer 
anderen Nutzung nicht mehr zur Verfügung stehen. Entscheidend ist also, dass 
zwischen Flächenneuinanspruchnahme und Flächenversiegelung streng zu dif-
ferenzieren ist, wobei davon ausgegangen wird, dass ca. 46 % der Siedlungs-
flächen in Deutschland tatsächlich versiegelt sind.11 Die unmittelbar auf ein 
Baugebiet entfallende Flächenneuversiegelung ist zugleich regelmäßig für ei-
nen weiteren Freiflächenverbrauch für den Bau von Verkehrsanlagen verant-
wortlich.12 Auch wenn sich die Flächenneuinanspruchnahme im Vergleich zu 
den Jahren 1997 bis 2000 mit durchschnittlich 129 ha pro Tag13 beziehungs-
weise 73 ha pro Tag zwischen 2010 und 201314 bereits deutlich verringert hat,15 
geht die Bundesregierung davon aus, dass ein Optimierungspotenzial vor dem 
Hintergrund nachhaltigen Handelns besteht. So soll auf Grundlage der natio-
nalen Nachhaltigkeitsstrategie bis 2030 die Flächenneuversiegelung auf bun-
desweit 30 ha pro Tag weiter reduziert werden.16 Schon jetzt soll aber eine 
Neuinanspruchnahme von Flächen auf der „Grünen Wiese“ soweit wie mög-
lich vermieden werden.17 Dass die selbstgesteckten Ziele zu erreichen als wei-
terhin erstrebenswert angesehen wird, zeigt sich darin, dass die Bundesregie-
rung 2017 die Neuauflage der Nachhaltigkeitsstrategie beschlossen hat.18 
Quantitativer wie auch qualitativer Bodenschutz wird daher bewirkt, indem die 
Flächenneuinanspruchnahme auf ein Minimum begrenzt wird.19 

 
11  Roden, Urbane Biodiversität als städtebaurechtliches Nachhaltigkeitskonzept, S. 75 

f.; https://www.umweltbundesamt.de/daten/flaeche-boden-land-oekosysteme/boden/boden-
versiegelung#textpart-3 (Abruf am 09.03.2021). 

12  Mitschang, ZfBR 2013, 324 (324). 
13  https://www.umweltbundesamt.de/daten/flaeche-boden-land-oekosysteme/flae-

che/siedlungs-verkehrsflaeche#textpart-2 (Abruf am 09.03.2021). 
14  Schink, UPR 2016, 166 (166). 
15  Siehe auch Kment, NuR 2018, 217 (218); Tomerius, ZUR 2008, 1 (1). 
16  Die Bundesregierung, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie - Neuauflage 2016, S. 3. 
17  BR-Drs. 474/12, S. 14. 
18  Siehe auch BT-Drs. 18/10942, S. 2. 
19  Auch auf internationaler Ebene besteht Bewusstsein für die Problematik, vgl. 

Spannowsky, UPR 2013, 201 (201); Faßbender, ZUR 2010, 81 (81); Kloepfer, Umweltrecht, 
§ 13 Rn. 8; Erbguth/Schlacke, Umweltrecht, § 13 Rn. 1; Schmidt/Kahl/Gärditz, Umwelt-
recht, § 9 Rn. 1; zur Entwicklung des Bewusstseins für das Bedürfnis nach Flächenschutz 
Szczekalla, Flächenverbrauch in der Auseinandersetzung: Der Bauernverband gegen Natur-
schutzgebiete, die Naturschutzverbände für Nachhaltigkeit und die (vorläufige) Antwort des 
Baugesetzgebers, S. 575 ff.; Robl, Das beschleunigte Verfahren für Bebauungspläne der In-
nenentwicklung, S. 50; weiterführend Bovet, in Köck/Bovet/Gawron/Hofmann., Effektivie-
rung des raumbezogenen Planungsrechts zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme, S. 
7 ff. 
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Angesichts des langen Zeitraums, während dessen Kontinentaleuropa besie-
delt wurde, handelt es sich bei der exzessiven Flächenneuversiegelung um eine 
noch vergleichsweise junge Entwicklung. Bis zur sog. Entfestigung europäi-
scher Städte zwischen dem 17. und 19. Jahrhundert galt es seinerzeit als erstre-
benswert, innerhalb schützender Stadtmauern zu leben, obgleich die Situation 
innerhalb der Mauern mit „einem unter Dampfdruck stehenden Wasserkes-
sel“20 verglichen werden konnte.21 Spätestens jedoch der Eintritt in das Zeital-
ter der Industrialisierung kann als Wendepunkt angesehen werden. Einerseits 
ging hiermit ein Flächenbedarf für die entstehenden Industrieanlagen einher, 
andererseits wurde dieser Effekt zugleich dadurch verstärkt, dass ein Aufbau 
von Doppelstrukturen begann. Vor der Industrialisierung fanden Arbeiten und 
Wohnen in der Regel innerhalb eines Gebäudes statt. Sinnbildlich steht hierfür 
der landwirtschaftliche Hof, auf dem auch Familienfremde gemeinsam mit den 
Inhabern des bäuerlichen Betriebs unter einem Dach lebten.22 Aus der Auflö-
sung dieser Verbünde resultierte ein zusätzlicher Platzbedarf.23 Zu betonen ist 
schließlich auch, dass innerhalb der Gesellschaft die Ansprüche an die pro Per-
son benötigte Wohnfläche im Verlauf des 20. Jahrhunderts und bis heute er-
heblich angestiegen sind, wodurch sich die auf jeden Bürger unmittelbar ent-
fallende Flächenneuinanspruchnahme ebenfalls erhöhte.24 

Die Problematik der extensiven Flächenneuinanspruchnahme und die Mög-
lichkeit der Einflussnahme der Kommunen25 wird mittlerweile von einer brei-
teren Öffentlichkeit wahrgenommen.26 Dies belegt nicht zuletzt die große Zahl 
von Unterstützern des in Bayern initiierten Volksbegehrens „Betonflut eindäm-
men – Das Volksbegehren gegen Flächenfraß“, welches die Einführung einer 
zwingenden gesetzlichen Obergrenze für die Flächenneuversiegelung zum Ge-
genstand hatte und von ca. 46.000 Bürgern unterzeichnet wurde.27 Mangels 
hinreichender Bestimmtheit wurde die Zulässigkeit dieses Volksbegehrens 

 
20  Carsten, Die Stadt und ihr Grundriss, S. 42. 
21  Köhler/Fieseler, in Schrödter, BauGB, § 172 Rn. 77; Töpfer, in Stiftung Schloss Et-

tersburg (Hrsg.), Forum „Schrottimmobilien“, S. 8. 
22  Krautzberger/Stüer, DVBl 2014, 1085 (1085). 
23  Kolb, Soziale Ungleichheiten beim Vermögen und Immobilienbesitz, S. 96. 
24  Franz, Freiraumschutz und Innenentwicklung, S. 29; Bovet, ZUR 2020, 31 (33). 
25  Bayerischer Gemeindetag, Positionspapier Minderung der Flächeninanspruchnahme, 

S. 4. 
26  Statt vieler Sebald, Umwelt: Aiwanger steht beim Flächenverbrauch zwischen den 

Lagern, in Süddeutsche Zeitung v. 04.07.2019; Sebald, Landesentwicklung: CSU ist für den 
Flächenfraß – und dagegen, in Süddeutsche Zeitung v. 09.11.2017; Sebald, Umweltpolitik: 
Der Flächenfraß wird in Bayern einfach schöngerechnet, in Süddeutsche Zeitung v. 
01.12.2017; Lettenbauer, Flächenversiegelung in Bayern: Obergrenzen gegen Flächenfraß, 
www.deutschlandfunkkulter.de v. 02.08.2019; Bock, Bauern gehen die Äcker aus, in FAZ v. 
11.02.2008,  

27  dpa, Gesellschaft-München: Über 46000 sind für Volksbegehren gegen Flächenver-
brauch, in Süddeutsche Zeitung v. 09.01.2018. 
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durch den BayVerfGH allerdings zurecht abgelehnt.28 Als Reaktion hierauf be-
schloss die Bayerische Staatsregierung gleichwohl die Umsetzung einer Flä-
chensparoffensive, deren Gegenstand u. a. die Änderung des Landesplanungs-
gesetzes sowie dessen Handhabung unter dem Gesichtspunkt des Flächenspa-
rens ist.29 
 

I. Ökologische Auswirkungen der Flächenneuinanspruchnahme 

Böden sind wesentlich für die Ausprägung von Biodiversität.30 Durch den Auf-
trag von versiegelndem Material werden Pflanzen und Tiere von der Erdober-
fläche getrennt, wodurch die Biodiversität im betroffenen Bereich beeinträch-
tigt sein kann.31 Gleiches gilt für die Grundwasserneubildung,32 da durch die 
Versieglung eine Versickerung von Niederschlägen kaum mehr möglich ist.33 
Darüber hinaus droht eine Veränderung der Bodeneigenschaften zugleich auch 
durch einen Eingriff in den Nährstoffkreislauf.34 

Doch betrifft die Flächenneuversiegelung nicht nur den Boden, in dem 
Pflanzen wurzeln und Tiere leben, sondern auch den Boden im Sinne der Flä-
che, auf der Arten innerhalb ihrer Biotope leben. Gerade durch die Flächen-
neuversiegelung zum Zwecke des Straßenbaus besteht die Gefahr, dass eigent-
lich zusammenhängende Lebensräume durchschnitten werden, woraus vor al-
lem das Tötungsrisiko für wandernde Tierarten erhöht wird.35 Freilich kann 
Versiegelung nicht automatisch mit der Beseitigung jeglicher Biodiversität 

 
28  BayVerfGH, Entsch. v. 17.07.2018, - Vf. 28-IX-18 (Leitsatz 3 – juris); zurecht kri-

tisch zu undifferenzierten Obergrenzen Bayerischer Gemeindetag, (Neu)Inanspruchnahme 
von Flächen für Siedlung und Verkehr praktisch senken, S. 3; Bayerischer Gemeindetag, 
Positionspapier Minderung der Flächeninanspruchnahme, S. 3; für die Rechtfertigung eines 
Eingriffs in die kommunale Planungshoheit unter bestimmten Voraussetzungen Kment, NuR 
2018, 217 (228). 

29  Vgl. Pressemitteilung der Bayerischen Staatskanzlei Nr. 153, S. 1 ff.; den regional-
planerischen Ansatz zum Zwecke des Flächensparens befürwortend Schink, UPR 2016, 166 
(167); ähnlich mwN Spannowsky, UPR 2013, 201 (203 f.). 

30  Kim, Bodenschutz durch Bauplanungsrecht, S. 11; Kuhlmann, Das Gebot sparsamen 
und schonenden Umgangs mit Grund und Boden im Städtebaurecht, S. 13. 

31  Schink, UPR 2016, 166 (166). 
32  http://www.naturnahe-regenwasserbewirtschaftung.info/index.php?page=warum 

(Abruf am 09.03.2021); Sanden, in Koch/Hofmann/Reese, Handbuch Umweltrecht, § 8 
Rn. 3. 

33  Wissenschaftliche Dienste des Bundestags, Flächenverbrauch in Deutschland, WD 7 
– 3000 – 163/17, S. 4. 

34  Jüngst Herrmann, Die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme durch das Baupla-
nungsrecht, S. 27; Gröhn, Bodenschutzrecht – auf dem Weg zur Nachhaltigkeit, S. 35 f. 

35  Kment, NuR 2018, 217 (217); Kloepfer, Umweltrecht, § 13 Rn. 15; Marty, ZUR 2011, 
395 (396); Schulz, Reduzierung des Flächenverbrauchs mit Hilfe der Bauleitplanung, S. 45; 
Franz, Freiraumschutz und Innenentwicklung, S. 30. 
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gleichgesetzt werden, haben doch eine Vielzahl von – teils auch geschützten – 
Arten ihren Lebensraum in urbanen Räumen.36 Gleiches gilt, wenn man be-
denkt, dass landwirtschaftlich intensiv genutzte Böden im Vergleich zu bebau-
ten Flächen eine geringere Artenvielfalt als Freiflächen im urbanen Raum auf-
weisen können, sodass die Festsetzung eines Wohngebiets aus ökologischer 
Sicht eine Aufwertung darstellen kann.37  

Neben dem Nährstoffgehalt eines Bodens ist auch dessen Dichte ein ent-
scheidender Faktor dafür, welche Arten in ihm beziehungsweise auf ihm ihren 
Lebensraum finden.38 Wenn Boden bebaut wird, ist hiermit eine strukturverän-
dernde Verdichtung verbunden,39 deren Intensität vom auf eine bestimmte Flä-
che einwirkenden Gewicht abhängt. Häufig geht das Maß der Verdichtung 
auch deutlich über das hinaus, was für die Errichtung des betroffenen Bau-
werks erforderlich wäre, was vor allem für den Bau von Windkraftanlagen 
gilt.40 Zwar kann sich eine einmal verdichtete Struktur wieder zu ihrem Ur-
sprung zurückentwickeln. Jedoch handelt es sich hierbei um einen langwieri-
gen Prozess, der mehrere Jahrzehnte andauern kann.41 Insofern sind baurecht-
liche Rückbau- und Entsiegelungspflichten wie in § 35 Abs. 5 S. 2 Hs. 2 
BauGB zwar grundsätzlich auf lange Sicht gesehen positiv zu bewerten, mit 
der Versiegelung verbundene Nachteile zu Lasten des Ökosystems können sie 
jedoch nicht unmittelbar mit ihrem Vollzug rückgängig machen. Daher unter-
scheiden sich Böden, die, nachdem sie bebaut waren, anschließend wieder ent-
siegelt wurden in ihren Eigenschaften gleichwohl von in der Vergangenheit 
noch nicht genutztem Mutterboden. 
 

II. Ökonomische Auswirkungen der Flächenneuinanspruchnahme 

Darüber hinaus ergeben sich aus der Flächenneuinanspruchnahme nicht nur 
ökologische, sondern auch ökonomische Folgen. Zu bedenken sind beispiels-
weise auch durch Hochwasser- und Starkregenereignisse bedingte Schäden, 
deren Entstehung durch die durch Versiegelung beeinträchtigte Versickerungs-
fähigkeit begünstigt wird.42 Über drohende Folgeschäden hinaus darf nicht 

 
36  Roden, Urbane Biodiversität als städtebaurechtliches Nachhaltigkeitskonzept, S. 23; 

kritischer Gröhn, Bodenschutzrecht – auf dem Weg zur Nachhaltigkeit, S. 39. 
37  Roden, Urbane Biodiversität als städtebaurechtliches Nachhaltigkeitskonzept, S. 77. 
38  Gröhn, Bodenschutzrecht – auf dem Weg zur Nachhaltigkeit, S. 32 ff. 
39  Gröhn, Bodenschutzrecht – auf dem Weg zur Nachhaltigkeit, S. 30. 
40  https://www.umweltbundesamt.de/themen/boden-landwirtschaft/bodenbelastun-

gen/verdichtung#textpart-11 (Abruf am 09.03.2021). 
41  Kloepfer, Umweltrecht, § 13 Rn. 2; Roden, Urbane Biodiversität als städtebaurechtli-

ches Nachhaltigkeitskonzept, S. 75; Schmidt/Kahl/Gärditz, Umweltrecht, § 9 Rn. 1. 
42  Kment, NuR 2018, 217 (217); Franz, Freiraumschutz und Innenentwicklung, S. 31; 

https://www.umweltbundesamt.de/daten/flaeche-boden-land-oekosysteme/flaeche/sied-
lungs-verkehrsflaeche#textpart-1 (Abruf am 09.03.2021). 
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vernachlässigt werden, dass durch die Flächenneuinanspruchnahme auch das 
Wachstumspotenzial für ansiedlungs- beziehungsweise erweiterungswillige 
Betriebe reduziert wird. Besonders betroffen von der Flächenneuversiegelung 
ist insofern die Landwirtschaft, da es sich bei den neu versiegelten Flächen 
erwiesenermaßen vorwiegend um zuvor landwirtschaftlich genutzte Flächen 
handelt.43 Zudem sind landwirtschaftliche Betriebe auf zusammenhängende 
Flächen angewiesen, um Felder sinnvoll bestellen zu können. Die Verringe-
rung der zur Verfügung stehenden Flächen resultiert hierbei nicht nur unmit-
telbar aus der Bautätigkeit, sondern mittelbar auch aus den erforderlich wer-
denden Ausgleichsflächen, welche sodann für eine landwirtschaftliche Nut-
zung ebenfalls nicht mehr zur Verfügung stehen.44 
 

B. Defizite verschiedener Siedlungsräume 

B. Defizite verschiedener Siedlungsräume 
Neben der Eindämmung der Flächenneuversiegelung trifft die Nachhaltigkeits-
strategie für den Bereich des Städtebaus eine weitere zentrale Aussage: „Aktu-
elle Schlüsselaufgabe integrierter Stadtentwicklung sind die gesellschaftliche 
Teilhabe, der ressourceneffiziente, ökologische und barrierefrei Neu- und. 
[sic.] Umbau von Gebäuden, Quartieren und der stadttechnischen Infrastruktu-
ren sowie der Erhalt der Attraktivität der Städte auch vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels.“45 Wesentlicher Unterschied zur Begrenzung der 
Flächenneuversiegelung ist, dass nachhaltiges Handeln hier nicht durch eine 
zu erreichende Maßzahl ausgedrückt werden kann. Erschwerend kommt hinzu, 
dass die Zielsetzungen teils gegenläufig sind und sich widersprechen, sodass 
sich ein klassischer Zielkonflikt ergibt. Ein funktionierendes urbanes Zusam-
menleben zu erreichen, wird in Zukunft jedoch immer schwieriger, sollten ein-
zelne Ziele auf Kosten anderer vollständig vernachlässigt werden. In der Ver-
gangenheit erzielte Erfolge drohen so zunichte gemacht zu werden. Vorzugs-
würdig ist es deshalb, einen gerechten Ausgleich widerstreitender Interessen 
zu erzielen. Kment ist daher zuzustimmen, wenn er das Nachhaltigkeitsprinzip 

 
43  Köck/Bovet/Tietz, ZUR 2018, 67 (67); Schulz, Reduzierung des Flächenverbrauchs 

mit Hilfe der Bauleitplanung, S. 45. 
44  Siehe ausführlich hierzu Szczekalla, Flächenverbrauch in der Auseinandersetzung: 

Der Bauernverband gegen Naturschutzgebiete, die Naturschutzverbände für Nachhaltigkeit 
und die (vorläufige) Antworts des Baugesetzgebers, S. 578 f.; jüngst zum Ganzen Problem 
der Flächenneuversiegelung umfassend Herrmann, Die Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme durch das Bauplanungsrecht, S. 27 ff. 

45  Die Bundesregierung, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie - Neuauflage 2016, S. 156. 
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als „Leitstern einer gemeinsamen Anstrengung für eine urbane Zukunft“46 be-
zeichnet und so ein wesentliches Kriterium aufzeigt, um vertretbare Entschei-
dungen zu erzielen. 

Deutschland kann, gemessen an den Einwohnerzahlen pro Fläche, in zwei 
sich grundsätzlich voneinander unterscheidende Siedlungsräume unterteilt 
werden. Einerseits die beinahe ungebremst wachsenden Metropolregionen und 
andererseits die schrumpfenden Regionen, wobei letztere nicht automatisch 
mit dem ländlichen Raum gleichzusetzen sind. Ob dieser der einen oder ande-
ren Kategorie zuzuordnen ist, hängt vielmehr stark davon ab, ob das betrachtete 
Gebiet zentral oder peripher gelegen ist.47 Beide Typen zeichnen sich durch 
städtebauliche Defizite aus, auf die es regulierend einzuwirken gilt, weil die 
Marktmechanismen in Bezug auf diese an ihre Grenzen zu stoßen scheinen. 
Dies ist nicht zuletzt der auf zahlreichen marktbeeinflussenden Faktoren beru-
henden Komplexität des Immobilienmarkts geschuldet. So wird beispielsweise 
der Wohnungsmarkt durch das Miet- und Sozialrecht und der Bodenmarkt 
durch das Planungsrecht beeinflusst. Darüber hinaus sind Immobilien- und Ka-
pitalmarkt miteinander verflochten, sodass auch kapitalmarktrechtliche As-
pekte mittelbar auf den Immobilienmarkt einwirken.48 
 

I. Metropolregionen 

In den deutschen Metropolen Berlin, Hamburg und München leben durch-
schnittlich mehr als drei Viertel der Bevölkerung in Mietwohnungen. Dem 
steht der Umstand gegenüber, dass sich die deutschen Metropolregionen samt 
ihrer Kernstädte durch einen permanent hohen Mangel an Wohnraum auszeich-
nen. Das Resultat dieser Gegebenheit sind hohe Mietpreise. Ca. 16 % der Haus-
halte geben mehr als 40 % ihres verfügbaren Einkommens für das Wohnen 
aus,49 wobei die Mieten weiter steigen.50 Im Jahr 2016 wurden in Deutschland 
ca. 300.000 Wohnungen neugebaut. Der bis 2020 prognostizierte Bedarf lag 
allerdings zwischen 350.000 bis 400.000 neugebauten Wohnungen pro Jahr,51 
sodass es selbst die bereits intensive Bautätigkeit nicht vermochte, die vorhan-
dene Nachfrage zu decken. Problematisch ist in diesem Zusammenhang auch, 
dass teilweise zwar Wohnraum als solcher geschaffen wird, dieser jedoch nicht 

 
46  Kment, in Baumgart/Kment, Gutachten D/E zum 73. Juristentag Hamburg 2020/Bonn 

2022, S. D15. 
47  Mangels/Wohland, in Schwarting, Demografischer Wandel, S. 36. 
48  Pilniok, DVBl 2017, 1209 (1211). 
49  Die Bundesregierung, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie – Neuauflage, S. 168. 
50  Kment, DVBl 2016, 943 (944). 
51  Portz, in Mitschang, Städtebaurechtsnovelle 2017, S. 40; siehe zu weiteren statisti-

schen Daten auch Mitschang, in Mitschang, Konfliktfelder und aktuelle Entwicklungen bei 
städtebaulichen Planungen, S. 1 f. 
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mit der vorhandenen Nachfrage korrespondiert. Wenn beispielsweise Wohn-
raum für Singlehaushalte im hochpreisigen Segment gebaut wird, zugleich aber 
die Nachfrage gerade nach günstigem Wohnraum für einkommensschwächere 
Familien besteht, befriedigt das durch die Bautätigkeit erhöhte Angebot eine 
gleichbleibende Nachfrage nicht.52  

Die guten Standortbedingungen innerhalb der Metropolregionen führen zu 
einer Sogwirkung,53 da die vorhandene Industrie und die zu besetzenden Ar-
beitsplätze Menschen aus Gegenden anziehen, wo solche gerade fehlen.54 Der-
artige Wanderungsbewegungen lassen sich weltweit beobachten, sodass es sich 
nicht um ein rein deutsches Phänomen handelt.55 Wegen der nicht sinkenden 
Nachfrage nach günstigem Wohnraum bei einem zu geringen Angebot ist da-
von auszugehen, dass eine Entspannung auf dem Mietwohnungsmarkt in den 
genannten Bereichen so lange nicht zu erwarten ist, wie keine weiteren Maß-
nahmen ergriffen werden. 

Insofern ist das städtische Leben durch eine Abhängigkeit zwischen Mieter 
und Vermieter gekennzeichnet, da jener als Akteur auf dem Immobilienmarkt 
für das konkrete Angebot an Wohnraum auf dem Immobilienmarkt mitverant-
wortlich ist.56 Das von vornherein knappe Angebot an Wohnraum wird zusätz-
lich dadurch geschmälert, dass Wohnungen dem Mietwohnungsmarkt entzo-
gen werden, indem sie als Ferienwohnung im Rahmen der sog. Sharing Eco-
nomy angeboten werden. Sinn und Zweck dieses Vorgehens ist es, durch meh-
rere kurzzeitige Vermietungen eine höhere Rendite als bei einer dauerhaften 
Vermietung als Mietwohnung zu erzielen.57 Auf diese Problematik wurde zwi-
schenzeitlich durch den Erlass von Zweckentfremdungsgesetzen reagiert.58 

 
52  Bothe, Vergleich des portugiesischen und deutschen Bauplanungs- und Sanierungs-

rechts im Hinblick auf die Zielsetzung einer ausgeglichenen Wohnraumversorgung, S. 9 f.; 
siehe für weitere Beispiele, welche konkreten Faktoren Auswirkungen auf das Zusammen-
spiel von Angebot und Nachfrage haben Weigelt, Die wachsende Stadt als Herausforderung 
für das Recht, S. 2; Mitschang, in Mitschang, Konfliktfelder und aktuelle Entwicklungen bei 
städtebaulichen Planungen, S. 2 f.; Haller, Leerstand im Plattenbau, S. 25. 

53  BT-Drs. 18/10170, S. 28; Hackenberg, Baukultur in der kommunalen Praxis, S. 61; 
eine solche kann auch innerhalb ostdeutscher Zentren festgestellt werden, vgl. Beyer, in 
Deutsche Akademie für Städtebau und Landesplanung, Schrumpfende Städte fordern neue 
Strategien für die Stadtentwicklung, S. 27. 

54  Hackenberg, Baukultur in der kommunalen Praxis, S. 65. 
55  Ausführlich hierzu Bärenbrinker, Nachhaltige Stadtentwicklung durch Urban Gover-

nance, S. 32 ff.; näher zu verschiedenen Arten der Wanderung Ahuis, in Deutsche Akademie 
für Städtebau und Landesplanung, Schrumpfende Städte fordern neue Strategien für die 
Stadtentwicklung, S. 8. 

56  Weigelt, Die wachsende Stadt als Herausforderung für das Recht, S. 1. 
57  Näher zu dieser Problematik Claus, in Mitschang, Fach- und Rechtsfragen des Be-

bauungsplans, S. 91 ff. 
58  Siehe hierzu auch Kap. 4 B II 2. 
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Bleibt eine Änderung der Lage auf dem Mietwohnungsmarkt in den Metro-
polregionen aus, kann dies dazu führen, dass einzelne Bevölkerungsschichten 
weiter auseinanderdividiert werden, was es der Nachhaltigkeitsstrategie zu-
folge gerade zu vermeiden gilt.59 Der Gesetzgeber hat dies erkannt und seine 
Handlungsbereitschaft durch eine am 04. April 201960 in Kraft getretene 
Grundgesetzänderung bewiesen, die es dem Bund ermöglicht, an die Länder 
Finanzhilfen zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus auszuzahlen. Hinter-
grund ist, dass die Zuständigkeit für den sozialen Wohnungsbau im Zuge der 
Föderalismusreform im Jahr 2006 vollständig auf die Länder übertragen 
wurde. Hierdurch konnte der Bund den sozialen Wohnungsbau nicht mehr un-
mittelbar fördern. Es war ihm lediglich noch eine mittelbare Förderung durch 
die Zahlung von Kompensationsmitteln für die Zuständigkeitsverlagerung 
möglich, wobei diese Option zeitlich bis zum Ablauf des Jahres 2019 begrenzt 
war.61 
 

II. Schrumpfende Regionen 

Nicht zuletzt aufgrund der medialen Berichterstattung dürften die Defizite der 
Metropolregionen in der öffentlichen Wahrnehmung wesentlich präsenter sein, 
als dies für schrumpfende Regionen der Fall ist.62 In tatsächlicher Hinsicht be-
schränkt sich die Wohnungsproblematik flächenmäßig jedoch auf vergleichs-
weise wenige Städte.63 So ergaben die Erhebungen im Rahmen des Zensus 
2011, dass deutschlandweit ca. 1,7 Millionen Wohnungen leerstehen.64 Pro-
zentual gesehen dürfte sich die größere Zahl der Kommunalverwaltungen da-
her mit der umgekehrten Entwicklung konfrontiert sehen,65 da weite Teile 

 
59  Die Bundesregierung, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie - Neuauflage 2016, S. 156, 

169. 
60  BGBl I 2019, 404 ff. 
61  BT-Drs. 19/3440, S. 2; kritisch hierzu Battis/Eder, NVwZ 2019, 592. 
62  Eine Auswahl unter vielen Weiteren Ebitsch, Projekt #Meine Miete: Bei der nächsten 

Mieterhöhung werde ich passen müssen, in Süddeutsche Zeitung v. 23.03.2018; dpa, Preise 
klettern: Verband: Hessen muss mehr für Wohnungsbau tun, in FAZ v. 16.01.2018; Öchsner, 
Wohnungsmarkt: Hohe Mieten bringen viele an den Rand der Armut, Süddeutsche Zeitung 
v. 13.09.2017; differenzierend dpa, Trotz Mietsteigerung: Die Wohnkosten der Deutschen 
steigen gar nicht, FAZ v. 19.12.2017; anders wiederum dpa, Immobilienmarkt: Immobilien 
werden laut Expertengutachten teurer und teurer, FAZ v. 12.12.2017; teilweise gilt dies auch 
für den Fokus der Wissenschaft Weigelt, Die wachsende Stadt als Herausforderung für das 
Recht, 2015; siehe zur Situation in Hamburg Hinrichs, NZM 2017, 589; Hinrichs., NZM 
2018, 185. 

63  Zuletzt ebenso Bovet, ZUR 2020, 31 (33). 
64  Pilniok, DVBl 2017, 1209 (1210); Thiel, LKV 2018, 241 (242). 
65  Kritisch Bojarra-Becker/Franke/zur Nedden, Herausforderungen von Klein- und Mit-

telstädten, S. 37. 


